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Berger Allee 25 
40213 Düsseldorf 
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poststelle@mwike.nrw.de 
www.wirtschaft.nrw 

 
An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 12. Februar 2025, TOP 1 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der FDP hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Wirtschaftswarntag – Was unternimmt die Landesregie-

rung?“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 

otyakmaz
Parlamentspapiere
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 12. Februar 2025 

 

„Wirtschaftswarntag – Was unternimmt die Landesregierung?“ (Be-

richtsbitte der Fraktion der FDP vom 31. Januar 2025)  

 

 

Die schwierige wirtschaftliche Lage in Deutschland und Nordrhein-West-

falen war bereits wiederholt Thema der Ausschussbefassung. Die Lan-

desregierung hat in den entsprechenden Aussprachen ihre ergriffenen 

Maßnahmen und Initiativen in den verschiedenen Politikfeldern jeweils 

aktualisiert dargelegt.  

Der bundesweite "Wirtschaftswarntag" am 29. Januar 2025 richtete sich 

an die Bundespolitik, insbesondere die 10 Punkte des damit einherge-

henden Forderungspapiers. 

 

1. 

Gerade in der schwierigen aktuellen Lage setzt sich die Landesregierung 

auf bundespolitischer und europäischer Ebene für bessere wirtschaftliche 

Rahmenbedingungen ein, die über Verlässlichkeit und Planbarkeit das 

Wirtschaftswachstum anzutreiben und die Wettbewerbsfähigkeit und At-

traktivität des Wirtschaftsstandortes Deutschland nachhaltig zu stärken 

geeignet sind. Zur unbürokratischen Steuerentlastung für Investitionen 

hat Ministerin Neubaur mit dem Investitions-Booster bereits vor einem 

Jahr einen konkreten Vorschlag unterbreitet. 

Auf Feldern mit landespolitischer Zuständigkeit hat Nordrhein-Westfalen 

bereits deutliche Fortschritte erzielt. Beispielsweise hat das Land im Rah-

men des Bund-Länder-Paktes für Planungs-, Genehmigungs- und Um-

setzungsbeschleunigung bislang etwa die Hälfte der Länderaufgaben er-

folgreich umgesetzt. Im länderübergreifenden Vergleich gehört Nord-

rhein-Westfalen damit zur Spitzengruppe. 

Zudem hat die Landesregierung unter Federführung der Staatskanzlei 

und des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

das Erste Entlastungs- und Beschleunigungspaket mit zahlreichen Ein-

zelmaßnahmen zur Entlastung der Wirtschaft erarbeitet. Das Paket ent-

hält zahlreiche Einzelmaßnahmen zur Entlastung der Wirtschaft und trägt 
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damit auch zur Umsetzung des Bund-Länder-Pakts bei. Um nur einige 

Beispiele zu nennen: die Einführung einer Bürokratiebremse in Anleh-

nung an den „One in – one out“- Grundsatz und weiterer „Checks“ in Ge-

setzgebungsverfahren (1:1-Umsetzung von EU-Recht, Digital-Check), 

die Beschleunigung von Vergabeverfahren, der Ausbau digitaler Formate 

und Plattformen, die Reduzierung, Modifizierung und Abschaffung von 

Berichtspflichten, die Bündelung von Zuständigkeiten sowie die Durch-

führung von Praxischecks (u.a. zur Genehmigung von Elektrolyseuren). 

Die Beschleunigungserfolge bei der Windenergie wird die Landesregie-

rung auf andere Vorhaben übertragen. Im letzten Jahr hat die Landesre-

gierung zudem die rechtlichen Maßgaben für Landesplanungsgesetz 

deutlich verkürzt und verschlankt. 

Im Januar 2025 hat Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie des Landes Nordrhein-Westfalen das „Board für Entlastung und 

Beschleunigung“ eingerichtet. Bei diesem Board kommen Wirtschafts- 

und Industrieverbände, Bezirksregierungen und Gewerkschaften auf 

Spitzenebene zusammen, um im Sinne einer Entlastungsallianz wesent-

liche Beschleunigungs- und Entlastungspotenziale mit hoher wirtschaftli-

cher Relevanz zu identifizieren und zielgerichtet umzusetzen. 

Die Landesregierung geht auch intern Bürokratieabbau durch Aufgaben-

kritik, Digitalisierung und Prozessoptimierung konsequent an. Auf allen 

Ebenen der Landesverwaltung werden Prozesse, Strukturen und Zustän-

digkeiten überprüft. Unter anderem durch die Vereinfachung von Förder-

programmen. Nach kritischer Analyse der bestehenden Programme wid-

met sich aktuell eine umfassende Aufgabenkritik der Modernisierung und 

Digitalisierung bestehender Verfahren im Förderbereich. Parallel werden 

Bemühungen zur Reduzierung von bestehenden Berichtspflichten inner-

halb der Verwaltung vorangetrieben. 

 

2. 

Straßen sind und bleiben weiterhin wichtige Lebensadern in Nordrhein-

Westfalen. Eine intakte Straßeninfrastruktur ist immens wichtig für die hei-

mische Wirtschaft. Daher wird Nordrhein-Westfalen – trotz der schwieri-

gen Voraussetzungen und der sich daraus ergebenden Sparanstrengun-

gen in den öffentlichen Haushalten – die Mittel im Straßenbereich in die-

sem Jahr mit insgesamt 323,8 Mio. Euro auf einem konstant hohen Ni-
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veau halten. Für das Jahr 2025 sind 42 Neubeginne an Brückenersatz-

neubauten mit einem Gesamtvolumen von 103 Millionen Euro vorgese-

hen.  

 

3. 

Konkrete Verbesserungen hat Nordrhein-Westfalen auch mit dem be-

schleunigten Ausbau der Windenergie erreicht, der zur Energiekostenent-

lastung beiträgt. Auf Bundesebene setzt sich das Ministerium für Wirt-

schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie außerdem für ein Kraftwerks-

sicherheitsgesetz sowie ein dauerhaftes Absenken der Netzentgelte und 

der Stromsteuer ein.  

Darüber hinaus setzt sich das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-

schutz und Energie für die Einführung eines Klimageldes für Haushalte 

ein, um die Auswirkungen der CO2-Bepreisung in den Bereichen Ge-

bäude und Verkehr sozial abzufedern. 

Entsprechende Einnahmen kommen bereits heute auch Unternehmen zu 

Gute, v.a. in Form der Strompreiskompensation sowie als Finanzierung 

von Transformationsprojekten in der Industrie oder durch die Abschaffung 

der EEG-Umlage. Außerdem ist eine zielgerichtete Finanzierung von kli-

maneutralen Transformationsprojekten mit einer großen Hebelwirkung 

notwendig, um den frühestmöglichen Umstieg auf emissionsfreie bzw. -

arme Lösungen in den Bereichen Industrie, Energie, Gebäude und Ver-

kehr zu ermöglichen. 

 

4. 

Nordrhein-Westfalen unterstützt den Abschluss neuer und die Fortent-

wicklung bestehender Freihandelsabkommen der Europäischen Union 

mit Drittstaaten. Es gilt, insbesondere den Abschluss neuer Freihandels-

abkommen zu vereinfachen und zu beschleunigen.  

Der europäische Binnenmarkt und der Euro sind essenziell für den wirt-

schaftlichen Erfolg Deutschlands wie auch Nordrhein-Westfalens. Der 

Binnenmarkt wie auch die gemeinsame Währung sind maßgebliche 

Standortvorteile für die heimische Wirtschaft. Zentrale Handlungsmaxime 

der neuen Europäischen Kommission ist die Verbesserung der Wettbe-

werbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft. Diese Bemühungen unter-

stützt und begrüßt die Landesregierung ausdrücklich. Dies umfasst Initi-

ativen, die Hindernisse für den freien Verkehr von Personen, Waren, 
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Dienstleistungen und Kapital weiter abbauen und damit den Binnenmarkt 

vertiefen. Dies gilt auch für die Bemühungen der Europäischen Union, 

Entlastungen für Unternehmen in der Europäischen Union durch die wei-

tere Harmonisierung nationalen Rechts zu schaffen, wo es für einen funk-

tionierenden Binnenmarkt hilfreich ist.  

 

5. 

Die Landesregierung setzt sich auf europäischer Ebene stets für bessere 

Rechtsetzung ein. Ein Hauptanliegen ist der Landesregierung, die subna-

tionale Ebene, die für die Umsetzung von mehr als 70 Prozent der euro-

päischen Rechtsvorschriften zuständig ist, stärker als bisher in alle Pha-

sen der politischen Willensbildung und Gesetzgebung in Europa einzube-

ziehen. Mit dieser Aufwertung im institutionellen Gefüge würde EU-Recht 

auf die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger sowie insbesondere der 

kleineren und mittleren Unternehmen besser abgestimmt und somit wirk-

samer.  

Ein weiteres Instrument ist das Netzwerk der Regional Hubs. Dieser Zu-

sammenschluss von mehr als 40 europäischen Regionen führt gezielt 

Konsultationen zu bestimmten Bereichen des EU-Rechts bei den Akteu-

ren vor Ort durch, erarbeitet entsprechende Analysen und übermittelt 

diese Ergebnisse den europäischen Institutionen. Nordrhein-Westfalen 

ist engagiertes Mitglied dieses Netzwerks. 

 

6. 

Die Landesregierung bringt sich auf Bundesebene zudem kontinuierlich 

dafür ein, das Arbeitsrecht an die neuen Bedürfnisse der Wirtschaft und 

der Beschäftigten anzupassen. Dazu ist sie in einem stetigen Dialog mit 

den nordrhein-westfälischen Sozialpartnern, um insbesondere deren spe-

zifischen Interessen und Bedürfnisse in die Bundesgesetzgebung einzu-

bringen, zuletzt z. B. Ende 2024 mit dem Vierten Bürokratieentlastungs-

gesetz.  

Um einem Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitrages entgegen zu 

wirken, braucht es vor allem steigende Einnahmen in den Sozialkassen – 

unter anderem durch Wirtschaftswachstum, eine positive Einkommens-

entwicklung sowie Fachkräftegewinnung und -sicherung. Dass die Sozi-

alversicherungsbeiträge einen zumutbaren Wert nicht übersteigen, ist der 
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Landesregierung ein wichtiges Anliegen und sie setzt sich daher diesbe-

züglich gegenüber dem zuständigen Bundesgesetzgeber ein. 

 


